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DATEN UND PROGNOSEN

Wird es für die wirtschaftliche Entwicklung darauf 
ankommen, welche Koalition in der nächsten Legis-
laturperiode regiert? Im 36. Ökonomenpanel von ifo 
und FAZ wurden Professorinnen und Professoren für 
Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten 
vom 10. bis 16. September 2021 befragt, wie sich ihrer 
Meinung nach Wirtschaftswachstum, Arbeitslosigkeit, 
Staatsverschuldung, Einkommensungleichheit und 
CO2-Emissionen bis zum Ende der nächsten Legis-
laturperiode unter verschiedenen Koalitionen ent-
wickeln werden. Zu jeder Messgröße wurde gefragt, 
unter welcher Koalition zum Ende der nächsten Le-
gislaturperiode der höchste und unter welcher der 
niedrigste Wert erwartet wird. Teilgenommen ha-
ben insgesamt 153 Wirtschaftsprofessorinnen und 
-professoren.

WIRTSCHAFTSWACHSTUM UND 
ARBEITSLOSIGKEIT

Die politökonomische Forschung liefert Theorien und 
empirische Evidenz, wie die parteipolitische Zusam-
mensetzung von Regierungen Wirtschaftspolitik und 
die Realwirtschaft beeinflusst. Die Partisan-Theorien 

beschreiben, dass linke und rechte Regierungen un-
terschiedliche Wirtschaftspolitiken betreiben (Hibbs 
1977; Chappell und Keech 1986; Alesina 1987). Die 
Begriffe »rechts« und »links« stammen aus der Mo-
delltheorie und beziehen sich auf die parteipolitischen 
Vorstellungen in der Wirtschaftspolitik (rechts: wenig 
staatlicher Einfluss in der Wirtschaft; links: viel staat-
licher Einfluss in der Wirtschaft). 

Linke Regierungen werden expansivere Fiskalpo-
litik als rechte Regierungen betreiben. In der kurzen 
Frist sollten dadurch das Wirtschaftswachstum und 
die Inflation unter linken Regierungen höher und die 
Arbeitslosigkeit niedriger sein als unter rechten Re-
gierungen, so die Theorie. Empirisch ist umfassend 
untersucht worden, inwieweit linke und rechte Regie-
rungen unterschiedliche Wirtschaftspolitiken betrei-
ben und wie sich die Realwirtschaft unter linken und 
rechten Regierungen entwickelt hat (für Übersichtsar-
tikel siehe beispielsweise Schmidt 1996; Potrafke 2017; 
2018). In Industrieländern mit Zweiparteiensystem 
war das Wirtschaftswachstum zu Beginn der Legisla-
turperioden unter linken Regierungen höher als unter 
rechten Regierungen (Potrafke 2012a). Insbesondere 
in den Vereinigten Staaten lässt sich eine große Dif-
ferenz in der Wachstumsrate unter Demokratischen 
und Republikanischen Präsidenten beobachten (z.B. 
Blinder und Watson 2016; Pastor und Veronesi 2020; 
Cahan und Potrafke 2021; Fair 2021). Im Zeitraum 
1949–2012 beispielsweise war die Wachstumsrate 
unter Demokratischen Präsidenten um 1,8 Prozent-
punkte höher als unter Republikanischen Präsidenten. 
In Deutschland betrug die jährliche Wachstumsrate 
im Zeitraum 1961–2020 durchschnittlich 2,1% unter 
linken und 2,8% unter rechten Regierungen.1 Unter 
Großen Koalitionen lag das reale Wachstum des BIP 
im Durchschnitt bei 1,6% (vgl. Abb. 1). Die Arbeitslo-
senquote betrug im Zeitraum 1950–2020 5,6% unter 
linken und 6,4% unter rechten Regierungen. Unter 
Großen Koalitionen lag die durchschnittliche Arbeits-
losenquote bei 5,8% (vgl. Abb. 2). Statistisch signifi-
kant waren die Unterschiede in den Wachstumsraten 

1 Unterschiede zwischen linken und rechten Regierungen in der 
deutschen Finanz- und Sozialpolitik gab es vornehmlich in den 
1970er und 1980er Jahren (Potrafke 2009; 2012b).

Klaus Gründler, Armin Hackenberger, Philipp Heil, Niklas Potrafke  
und Fabian Ruthardt

Wirtschaftliche Entwicklung nach der 
Bundestagswahl:
Wird es darauf ankommen, 
wer regiert?

Im 36. Ökonomenpanel wurden Ökonominnen und Ökonomen 
vor der Bundestagswahl befragt, wie sich ihrer Meinung nach 
Wirtschaftswachstum, Arbeitslosigkeit, Staatsverschuldung, 
Einkommensungleichheit und CO2-Emissionen bis zum Ende der 
nächsten Legislaturperiode unter verschiedenen Koalitionen 
entwickeln werden. Dabei wurde die Ampel- oder Jamaika- 
Koalition verhältnismäßig selten als diejenigen Koalitionen 
genannt, unter denen sich die makroökonomischen Messgrö-
ßen besonders prägnant entwickeln werden. Unter einer Koa-
lition aus SPD, Grünen und Linken erwartete die Mehrheit der 
teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen das niedrigste 
Wachstum und die niedrigste Nettoeinkommensungleichheit.
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und der Arbeitslosenquote jedoch nicht (aktualisierte 
Zahlen basierend auf Kauder et al. 2014).2 

Doch nicht nur realisierte wirtschaftliche Größen 
werden durch die Politik verschiedener Parteien be-
einflusst, auch die Erwartungen der Wirtschaftssub-
jekte unterscheiden sich je nach Parteizugehörigkeit 
der Amtsinhaber. So zeigen empirische Studien, dass 
die Inflationserwartungen von Haushalten in den USA 
davon abhängen, ob Demokratische oder Republi-
kanische Präsidenten im Amt sind (Bachmann et al. 
2021). Gleichzeitig zeigen Boumans et al. (2021), dass 
Politiker die Erwartungen von Experten hinsichtlich 
der künftigen Entwicklung makroökonomischer Vari-
ablen beeinflussen. Das 36. Ökonomenpanel befragt 
deutsche Professorinnen und Professoren hinsichtlich 
ihrer Erwartungen an die Entwicklungen makroöko-
nomischer Messgrößen unter verschiedenen vor der 
Wahl möglichen Koalitionen. 

2 Eine wesentliche Herausforderung zur Überprüfung der Partisan- 
Theorien ist, Ursache (Regierungswechsel) und Wirkung (andere 
Wirtschaftspolitik und Veränderung der Realwirtschaft) voneinander 
zu trennen. Den meisten Studien gelingt das nicht überzeugend; die 
Studien haben deskriptiven Charakter und erlauben nur Aussagen 
darüber, ob beispielsweise das Wirtschaftswachstum unter einer 
linken oder rechten Regierung höher bzw. niedriger war (Korrelati-
on). Dass die parteipolitische Zusammensetzung das Wirtschafts-
wachstum beeinflusst hat, lässt sich oftmals nicht schlussfolgern 
(Kausalität). 

Die Ergebnisse des Ökonomenpanels zeigen deut-
lich, von welchen parteipolitischen Zusammenset-
zungen der künftigen Bundesregierung hohe und 
niedrige Wachstumsraten bzw. Arbeitslosenquoten 
erwartet werden. Auf die Frage, unter welcher der 
möglichen Koalitionen sie am Ende der nächsten  
Legislaturperiode das höchste Wirtschaftswachstum 
erwarten, nennen 44% der teilnehmenden Ökono- 
minnen und Ökonomen die Koalition aus Union 
und FDP (Schwarz-Gelb). Dahinter folgen die Koa-

Union/
FDP

Union Union/
FDP

Union/
SPD

SPD/FDP Union/FDP SPD/GRÜNE Union/
SPD

Union/
FDP

Union/
SPD%

Wachstumsrate des BIP (real; 1961–2020)

1950
Quelle: Statistisches Bundesamt.

1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020
© ifo Institut

18,6 22,2 19,6 4,
7

2,
9 5,9 2,
9 4,2 4,1 3,0 1,8 3,1 0,1 1,
5 2,3 4,5 1,0 1,5 1,7 0,4 0,8 2,1 2,2 −0,8

−4

−2

0

2

4

6

8

Abb. 1

Union/
FDP

Union Union/
FDP

Union/
SPD

SPD/FDP Union/FDP SPD/GRÜNE Union/
SPD

Union/
FDP

Union/
SPD

9,9 5,4 2,1 0,
7

0,
8 0,7 0,
7 1,5 0,7 1,7 4,1 3,6 5,9 8,
2 8,0 6,8 8,7 10,6 9,8 10,9 8,9 7,1 6,2 5,4

0

2

4

6

8

10

12

%

Arbeitslosenquote (1950–2020) 

1950
Quelle: Bundesagentur für Arbeit.

1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020
© ifo Institut

Abb. 2

Abb. 3

0 20 40 60 80  100 %

SPD/Union
SPD/Union/Grüne
SPD/Grüne/Linke

SPD/Union/FDP
Union/Grüne

SPD/Grüne
SPD/Grüne/FDP

Union/Grüne/FDP
Union/FDP

Quelle: Ökonomenpanel September 2021. © ifo Institut 

Höchstes Wirtschaftswachstum
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie das höchste Wirtschaftswachstum 
(BIP real) in Deutschland zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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litionen aus SPD, Grünen und FDP (Ampel-Koalition) 
und Union, Grünen und FDP (Jamaika-Koalition) 
mit jeweils 18% auf Platz 2. Die verbleibenden Öko -
nominnen und Ökonomen nennen SPD und Grüne 
(Rot-Grün, 7%), Union und Grüne (Schwarz-Grün, 6%), 
SPD, Union und FDP (Deutschland-Koalition, 4%), 
SPD, Grüne und Linke (Rot-Grün-Rot, 2%) und SPD, 
Union und Grüne (Kenia-Koalition, 1%). Die bisherige 
Koalition aus SPD und Union (Große Koalition) wird 
nicht genannt.

Bei der umgekehrten Frage, welche Koalition die 
teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen mit dem 
geringsten Wirtschaftswachstum zum Ende der nächs-
ten Legislaturperiode verbinden, ist das Meinungsbild 
deutlich. Mehr als vier Fünftel erwarten unter Rot-
Grün-Rot das geringste Wirtschaftswachstum. Mit 
großem Abstand auf Platz zwei folgt Schwarz-Gelb 
(6%), dahinter rangieren die Große Koalition und die 
Deutschland-Koalition (jeweils 4%). Rot-Grün und die 
Kenia-Koalition werden von den Ökonominnen und 
Ökonomen nicht genannt. 

Gut drei Viertel der Teilnehmenden schätzen die 
Arbeitslosenquote am Ende der nächsten Legislatur-
periode unter Rot-Grün-Rot am höchsten ein. Dahinter 
folgen Schwarz-Gelb auf Platz 2 (12%) und die Große 
Koalition auf Platz 3 (6%). Die verbleibenden Koali-
tionsmöglichkeiten werden von weniger als 3% der 
Ökonominnen und Ökonomen genannt.

Erwartungsgemäß zeigt sich bei der umgekehr-
ten Frage nach der Koalition mit der erwarteten 
niedrigsten Arbeitslosigkeit zum Ende der nächsten 
Legisla turperiode ein anderes Bild: Gut zwei Fünf-
tel der Ökonominnen und Ökonomen erwarten un-
ter Schwarz-Gelb die niedrigste Arbeitslosenquote. 
Auch die Ampel-Koalition wird von einem Teil der teil-
nehmenden Professorinnen und Professoren mit der 
niedrigsten Arbeitslosigkeit in Verbindung gebracht, 
ebenso wie die Jamaika-Koalition (beide 15%). Da-
hinter folgen mit jeweils 6% Rot-Grün, Rot-Grün-Rot 
und Schwarz-Grün. 

Die Einschätzungen der Ökonominnen und Öko-
nomen sind im Licht der traditionellen Partisan-The-
orien überraschend. Folgt man den Theorien, würde 
man unter einer linken Regierung aufgrund expansiver 
Staatsausgabenprogramme in der kurzen Frist ein 
höheres Wirtschaftswachstum und niedrigere Arbeits-
losigkeit erwarten als unter einer rechten Regierung. 
Allerdings könnten höhere Staatsausgaben und Steu-
ern unter linken Regierungen in der längeren Frist mit 
geringeren Wachstumsraten und höherer Arbeitslosig-
keit einhergehen (Bjørnskov 2005; 2008). 

STAATSVERSCHULDUNG

Die Partisan-Theorien lassen in der kurzen Frist eine 
höhere Staatsverschuldung unter linken als unter 
rechten Regierungen vermuten. Schließlich wird von 
linken Regierungen eine expansivere Fiskalpolitik als 
von rechten Regierungen erwartet. Die Politik von 
Ronald Reagan hat jedoch beispielsweise gezeigt, 
warum es auch unter rechten Regierungen zu einem 
starken Anstieg der Staatsverschuldung kommen 
kann: Wenn eine rechte Regierung davon ausgehen 
kann, dass sie alsbald abgewählt wird, könnte sie 
die Staatsschulden erhöhen, um der nachfolgenden 
linken Regierung den finanzpolitischen Handlungs-
spielraum einzuengen (Persson und Svensson 1989). 
Rechte Regierungen haben jedoch häufig eine höhere 
Präferenz für fiskalische Stabilität und begrenzen 
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Niedrigstes Wirtschaftswachstum
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie das niedrigste 
Wirtschaftswachstum (BIP real) in Deutschland zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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Höchste Arbeitslosenquote
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie die höchste Arbeitslosenquote in 
Deutschland  zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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Niedrigste Arbeitslosenquote
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daher die die Staatsverschuldung häufig stärker als 
linke Regierungen, beispielsweise durch Fiskalregeln 
wie die deutsche Schuldenbremse. Empirische Evi-
denz darüber, wie die parteipolitische Zusammenset-
zung von Regierungen die Staatsverschuldung beein-
flusst, ist gemischt (z.B. Moessinger 2014). 

Im Ökonomenpanel wird mit einer deutlichen 
Mehrheit von 86% unter Rot-Grün-Rot die höchste 
Staatsschuldenquote zum Ende der nächsten Legis-
laturperiode erwartet. Schwarz-Gelb landet mit 8% 
auf dem zweiten Platz. Die verbleibenden Koalitions-
möglichkeiten werden jeweils von weniger als 3% der 
Ökonominnen und Ökonomen genannt.

Auf die Frage nach der Koalition, unter der die 
niedrigste Staatsschuldenquote zum Ende der nächs-
ten Legislaturperiode erwartet wird, nennen knapp 
drei Viertel der teilnehmenden Ökonominnen und 
Ökonomen Schwarz-Gelb. Die Jamaika-Koalition lan-
det mit 9% auf Platz 2, gefolgt von 5% für die Am-
pel-Koalition. Die verbleibenden Koalitionsmöglich-
keiten werden jeweils von 3 oder weniger Prozent der 
Ökonominnen und Ökonomen genannt.

NETTOEINKOMMENSUNGLEICHHEIT

Von linken Regierungen wird mehr Umverteilung von 
Einkommen und Vermögen erwartet als unter rechten 
Regierungen. Das kann beispielsweise durch progres-
sivere Einkommensteuersysteme, Vermögensteuern 
und Transferleistungen geschehen. Empirische Stu-
dien für Industrieländer legen beispielsweise nahe, 
dass die Einkommensungleichheit unter rechten Re-
gierungen stärker gestiegen ist als unter linken Re-
gierungen (Scheve und Stavasage 2009; Dorn und 
Schinke 2018).3 

Im Ökonomenpanel erwarten rund 70% der Teil-
nehmenden unter Schwarz-Gelb die höchste Net-
toeinkommensungleichheit zum Ende der nächsten 
Legislaturperiode. Ein gutes Zehntel der Teilnehmen-
den antwortet mit Rot-Grün-Rot. Dahinter folgt die 
Jamaika-Koalition (6%) und Schwarz-Grün (5%). Die 
verbleibenden Koalitionsmöglichkeiten werden jeweils 
von 3 oder weniger Prozent der Ökonominnen und 
Ökonomen genannt.

Eine Mehrheit von 55% der teilnehmenden  
Ökonominnen und Ökonomen erwartet unter Rot-
Grün-Rot die niedrigste Nettoeinkommensungleich-
heit zum Ende der nächsten Legislaturperiode. Da-
hinter folgen fast gleichauf mit 8% die Ampel-Koa-
lition, mit jeweils 7% Rot-Grün, Schwarz-Gelb und 
die Große Koalition und mit 6% die Kenia-Koalition. 
Die Deutschland-Koalition und die Jamaika-Koalition 
werden von jeweils 4% der Ökonominnen und Öko-
nomen genannt.

3 In den deutschen Bundesländern lässt sich kein Zusammenhang 
zwischen der parteipolitischen Zusammensetzung der Landesregie-
rungen und Besoldungsungleichheit der Beamten zeigen (Kauder 
et al. 2021).

Die Erwartungen der Ökonomen zur Nettoein-
kommensungleichheit am Ende der kommenden Le-
gislaturperiode decken sich weitestgehend mit ei-
ner aktuellen Studie von Buhlmann et al. (2021). Die  
Umsetzung der steuer-, sozial- und familienpo- 
litischen Vorhaben in den Wahlprogrammen der 
jeweiligen Parteien würde zu unterschiedlichen  
Entwicklungen in der Nettoeinkommensungleich- 
heit führen. Während die Vorhaben von SPD, Grünen 
und Linken eher Geringverdiener entlasten würden, 
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Höchste Staatsschuldenquote
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Höchste Einkommensungleichheit
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie die höchste Netto-
einkommensungleichheit in Deutschland zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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würden von den Plänen von Union und FDP eher 
obere Einkommensgruppen profitieren. Das spiegelt 
sich auch im Gini-Koeffizienten als Maß für Ungleich-
heit wider, der unter SPD, Grünen und Linke sinken 
würde, während er unter Union und FDP ansteigen 
würde. 

CO2-EMISSIONEN

Den Klimawandel zu bekämpfen und vor allem 
CO2-Emissionen zu reduzieren, ist das wichtigste Po-

litikziel der Grünen – deren »frontline policy issue« 
(List und Sturm 2006). Einige Studien legen nahe, dass 
CO2-Emissionen in Industrieländern unter linken Re-
gierungen (auch solchen, an denen grüne Parteien 
als Koalitionspartner beteiligt waren) niedriger waren 
als unter rechten Regierungen (z.B. Neumayer 2003; 
Knill et al. 2010; Cheon und Urpelainen 2013; Garmann 
2014; Schulze 2021). In Baden-Württemberg ist 2011 
erstmalig eine grün-rote Landesregierung ins Amt ge-
kommen. Empirische Ergebnisse zeigen nicht, dass die 
grün-rote Landesregierung CO2-Emissionen reduziert 
hat (Potrafke und Wüthrich 2020).

Im Ökonomenpanel erwartet eine Mehrheit von 
56% der Teilnehmenden unter Schwarz-Gelb die 
höchsten CO2-Emissionen zum Ende der nächsten Le-
gislaturperiode. Ein Viertel der Teilnehmenden erwar-
tet dies für die Große Koalition. Die Ampel-Koalition 
wird von einem Zehntel der Teilnehmenden genannt. 
Rot-Grün-Rot nennen 6% der Ökonominnen und Öko-
nomen. Die verbleibenden Koalitionsmöglichkeiten 
werden jeweils von weniger als 2% der Ökonominnen 
und Ökonomen genannt.

Fast zwei Fünftel der teilnehmenden Ökono-
minnen und Ökonomen erwartet unter Rot-Grün die 
niedrigsten CO2-Emissionen zum Ende der nächsten 
Le gislaturperiode. Dahinter folgt Rot-Grün-Rot mit 
17% der Stimmen, die Jamaika-Koalition mit 15% 
der Stimmen und die Ampel-Koalition mit 12% der 
Stimmen. Ein Zehntel der Teilnehmenden nennt 
Schwarz-Grün, 7% entscheiden sich für Schwarz-Gelb. 
Die verbleibenden Koalitionsmöglichkeiten werden 
jeweils von weniger als 2% der Ökonominnen und 
Ökonomen genannt.

In einer Analyse des DIW, die die Parteiprogram-
 me hinsichtlich ihrer Eignung zur Erfüllung der im 
neuen Klimaschutzgesetz verankerten Ziele zur Emis-
sionsreduktion bis 2030 untersucht, schneiden die 
Parteien unterschiedlich ab (DIWEcon 2021). Auch 
wenn keine der geplanten Initiativen die Kriterien voll 
erfüllt, liegt das Programm der Grünen vorne, gefolgt 
vom Programm der Linken. SPD und Union liegen 
gleichauf dahinter, während das Programm der FDP 
laut der Studie am wenigsten Potential besitzt, die 
gesetzten Ziele zum Klimaschutz einzuhalten. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die Ergebnisse legen nahe, dass die Ökonominnen 
und Ökonomen einen Trade-off zwischen den zwei 
großen Zielen – Wirtschaftswachstum mit Vollbeschäf-
tigung auf der einen Seite und einer Reduktion der 
Einkommensungleichheit und CO2-Emissionen auf der 
anderen Seite – sehen. Interessant sind die Ergebnisse 
zudem im Hinblick auf eine mögliche Ampel- oder Ja-
maika-Koalition. Dass diese beiden Koalitionen ver-
hältnismäßig wenig als diejenigen Koalitionen genannt 
werden, unter denen sich die makroökonomischen 
Messgrößen besonders prägnant entwickeln werden, 
könnte einerseits daran liegen, dass die Politiken ei-
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Niedrigste Einkommensungleichheit
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie die niedgrigste Netto-
einkommensungleichheit in Deutschland zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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Höchste CO₂-Emissionen
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie die höchsten CO₂-Emissionen in 
Deutschland zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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Niedrigste CO₂-Emissionen
Unter welcher der folgenden möglichen Koalitionen erwarten Sie die niedrigsten CO₂-Emissionen in 
Deutschland zum Ende der nächsten Legislaturperiode?
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ner Ampel- oder Jamaika-Koalition aus heutiger Sicht 
schwer antizipiert werden können und von einer Reihe 
von Unsicherheitsfaktoren abhängen.4 Andererseits 
könnte man annehmen, dass eine Ampel- oder Ja-
maika-Koalition aufgrund der Programmatik der be-
teiligten Parteien einen vergleichsweise gemäßigten 
Politikkurs einschlagen wird.5 
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